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A.	 Tarifrunde 2018 – Korrekturen und Beschluss zum Zusatzurlaub

I.	 Korrekturen von mittleren Werten in den Tabellen des Anhangs zum Bundesbeschluss vom 14. Juni 2018 

a)	 In Anhang 3 und Anhang 6 werden in den benannten Tabellen folgende Korrekturen vorgenommen: 

aa)	 Anlage 31 – Tabellenentgelt Anhang B
	 Anlage 32 – Tabellenentgelt Anhang B
	 ab 1. Januar 2020

	 Der Tabellenwert in Entgeltgruppe P 6 Stufe 1 beträgt 2.379,67 Euro (statt 2.367,67 Euro).

bb)	 Anlage 31 und Anlage 32 – Stundenentgelttabellen Anhang C

	 Die Stundenvergütungen der P-Tabelle werden

	 • zum 01.06.2018 um 2,90 Prozent, 
	 • zum 01.01.2019 um weitere 3,29 Prozent, 
	 • zum 01.01.2020 um weitere 1,04 Prozent erhöht.

Entgelt- 
gruppe AVR 2018 AVR 2019 AVR 2020

EG 15 29,37 € 30,23 € 30,53 €
EG 14 27,05 € 27,87 € 28,16 €
EG 13 25,85 € 26,65 € 26,93 €
EG 12 24,50 € 25,22 € 25,47 €
EG 11 22,36 € 23,05 € 23,29 €
EG 10 20,62 € 21,24 € 21,46 €
EG 9c 20,44 € 21,14 € 21,39 €
EG 9b 19,45 € 20,06 € 20,28 €

Entgelt- 
gruppe AVR 2018 AVR 2019 AVR 2020

P16 13,72 € 27,39 € 27,67 €
P15 16,23 € 25,58 € 25,85 €
P14 17,52 € 24,18 € 24,43 €
P13 18,29 € 22,65 € 22,89 €
P12 19,14 € 21,81 € 22,04 €
P11 19,44 € 21,03 € 21,25 €
P10 20,36 € 20,08 € 20,29 €
P9 21,12 € 19,77 € 19,98 €
P8 21,93 € 18,89 € 19,09 €
P7 23,41 € 18,10 € 18,29 €
P6 24,77 € 16,77 € 16,94 €
P4 26,52 € 14,17 € 14,32 €
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b)	 In Anhang 7 werden in den benannten Tabellen folgende Korrekturen vorgenommen:

	 Anlage 33 – Tabellenentgelt Anhang A
	 ab 1. Juni 2018

	 Die Tabellenwerte in Entgeltgruppe S 10 Stufe 1 bis Stufe 6 betragen: 

c)	 In Anhang 8 werden in den benannten Tabellen folgende Korrekturen vorgenommen: 

	 Anlage 33 – Tabellenentgelt Anhang A
	 ab 1. Januar 2019

d)	 In Anhang 9 werden in den benannten Tabellen folgende Korrekturen vorgenommen: 

	
	
II.	 Festschreibung der Jahressonderzahlung

	 Teil 2 Buchstabe C Ziffer II des Bundesbeschlusses vom 14. Juni 2018 wird wie folgt geändert:

	 In § 16 Abs. 2 der Anlagen 31 und 32 zu den AVR wird die Anmerkung 2 zu Absatz 2 wie folgt gefasst:	

	 „1Wegen der am 8.12.2016 vereinbarten Festschreibung der Jahressonderzahlung beträgt abweichend 
	 von Absatz 2 Satz 1 der Bemessungssatz für die Jahressonderzahlung	

	 im Kalenderjahr	 2018	 2019
	 in den Entgeltgruppen 1 bis 8	 79,51 v.H.	 77,13 v.H.,	
	 in den Entgeltgruppen 9a bis 12	 70,28 v.H.	 68,17 v.H.,	
	 in den Entgeltgruppen 13 bis 15	 51,78 v.H.	 50,23 v.H.,	
	 in den Entgeltgruppen P 4 bis P 8	 79,74 v.H.	 77,20 v.H. und	
	 in den Entgeltgruppen P 9 bis P 16	 70,48 v.H.	 68,23 v.H.	

2	 Ab dem Jahr 2020 gelten die in Absatz 2 Satz 1 ausgewiesenen Bemessungssätze.“

III.	 Zusatzurlaub in Anlage 31 zu den AVR

	 Anlage 31 zu den AVR wird wie folgt geändert:

1.	 In § 17 Abs. 1 werden folgende neue Sätze 2 bis 4 eingefügt: 
	

„2Besteht im Kalenderjahr 2019 nach Satz 1 Buchstabe a) Anspruch auf mindestens drei Tage Zusatzurlaub, 
wird ein weiterer Tag Zusatzurlaub gewährt. 3Im Kalenderjahr 2020 wird bei einem Anspruch auf mindestens 
drei Tage Zusatzurlaub nach § 17 Abs. 1 Buchstabe a) ein weiterer Tag Zusatzurlaub gewährt; besteht An-
spruch auf mindestens vier Tage Zusatzurlaub nach § 17 Abs. 1 Buchstabe a), wird ein zweiter zusätzlicher 
Tag Zusatzurlaub gewährt. 4Ab dem Kalenderjahr 2021 wird je zwei Tage Zusatzurlaubsanspruch nach Satz 
1 Buchstabe a) ein zusätzlicher Tag Zusatzurlaub gewährt.“

Entgelt- 
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 10 2.799,37 € 3.088,63 € 3.233,27 € 3.662,14 € 4.009,74 € 4.295,24 €

Entgelt- 
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 10 2.884,47 € 3.182,52 € 3.331,56 € 3.773,47 € 4.131,64 € 4.425,82 €

Entgelt- 
gruppe Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6

S 10 2.914,47 € 3.215,62 € 3.366,21 € 3.812,71 € 4.174.61 € 4.471,85 €
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2.	 § 17 Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 

	 „1Zusatzurlaub nach dieser Anlage und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme von § 208 SGB IX wird 
	 nur bis zu insgesamt 	

	 - sieben Arbeitstagen im Kalenderjahr 2019, 	
	 - acht Arbeitstagen im Kalenderjahr 2020,	
	 - neun Arbeitstagen im Kalenderjahr 2021 und	
	 - zehn Arbeitstagen ab dem Kalenderjahr 2022	

	 gewährt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) mit Ausnahme von § 208 
	 SGB IX dürfen

	 - im Kalenderjahr 2019 zusammen 37 Arbeitstage,	
	 - im Kalenderjahr 2020 zusammen 38 Arbeitstage,	
	 - im Kalenderjahr 2021 zusammen 39 Arbeitstage und 	
	 - ab dem Kalenderjahr 2022 zusammen 40 Arbeitstage	

	 nicht überschreiten.“	

IV.	 Der Beschluss tritt zum 14. Juni 2018 in Kraft.

B.	 Überarbeitung der Anlage 20 zu den AVR - Inklusionsbetriebe

I.	 In der Bezeichnung der Anlage 20 zu den AVR wird das Wort „Integrationsprojekte“ durch das Wort 
	 „Inklusionsbetriebe“ ersetzt.

II.	 In § 1 Absatz 1 Satz 1 wird „§§ 132ff“ durch die „§§ 215ff“ und das Wort „Integrationsprojekt“ durch das Wort  
	 „Inklusionsbetrieb“ ersetzt.

III.	 In § 1 Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Integrationsprojekte“ durch das Wort „Inklusionsbetriebe“ ersetzt und  
	 die in Klammer stehenden Worte Integrationsunternehmen, Integrationsbetrieb, Integrationsabteilung wer- 
	 den gestrichen. 

IV.	 In § 1 Absatz 1 Satz 2 wird „§ 71 Abs. 3“ durch „§ 154 Abs. 2“ ersetzt.

V.	 In § 3 Satz 2 wird das Wort „Integrationsprojektes“ durch das Wort „Inklusionsbetriebes“ ersetzt.

VI.	 § 4 wird gestrichen.

VII.	 § 5 wird zum neuen § 4.

VIII.	 Die Änderungen treten zum 1. November 2018 in Kraft. 

C.	 Änderungen in Abschnitt X (a) der Anlage 1 zu den AVR – in Euro geführte Konten

I.	 Abschnitt X (a) S. 2 der Anlage 1 zu den AVR wird wie folgt gefasst:	

	 „2Die Bezüge sollen auf ein von dem Mitarbeiter eingerichtetes in Euro (EUR) geführtes Konto gezahlt 
	 werden.“	

II.	 Die Änderung tritt zum 1. November 2018 in Kraft.



Anlage ABl. 3/2019 Erzbistum Berlin 5

D.	 Neufassung des § 18 AT AVR – 
	 Beendigung des Dienstverhältnisses wegen verminderter Erwerbsfähigkeit

I. 	 § 18 des Allgemeinen Teils der AVR wird wie folgt neu gefasst:	

	 „§ 18 Beendigung des Dienstverhältnisses wegen verminderter Erwerbsfähigkeit	

(1) 1Das Dienstverhältnis endet mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines Trägers der gesetzlichen 
Rentenversicherung (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach der Mitarbeiter voll oder teilweise erwerbsge-
mindert ist. 2Der Mitarbeiter hat den Dienstgeber von dem Antrag auf eine Rente wegen Erwerbsminderung 
und der Zustellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. 3Beginnt die Rente erst nach der Zu-
stellung des Rentenbescheids, endet das Dienstverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbeginn vorangehen-
den Tages. 4Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses eine nach § 92 SGB IX erforderliche 
Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, endet das Dienstverhältnis mit Ablauf des Tages der Zu-
stellung des Zustimmungsbescheids des Integrationsamtes. 5Das Dienstverhältnis endet nicht, wenn nach 
dem Bescheid des Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem Fall ruht das 
Dienstverhältnis für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; beginnt die Rente rückwirkend, 
ruht das Dienstverhältnis ab dem ersten Tag des Monats, der auf den Monat der Zustellung des Rentenbe-
scheids folgt. 7Der Dienstgeber teilt dem Mitarbeiter schriftlich mit, ob und zu welchem Zeitpunkt das Dienst-
verhältnis endet oder ruht. 8Bei einer Beendigung des Dienstverhältnisses hat die schriftliche Mitteilung min-
destens zwei Wochen vor dem Beendigungszeitpunkt zu erfolgen.	

(2) Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Dienstverhältnis nicht, wenn der Mitarbeiter 
nach seinem vom Rentenversicherungsträger festgestellten Leistungsvermögen auf seinem bisherigen oder 
einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbeschäftigt werden könnte, soweit dringende dienst-
liche bzw. betriebliche Gründe nicht entgegenstehen, und der Mitarbeiter innerhalb von zwei Wochen nach 
Zugang der Mitteilung des Dienstgebers nach Absatz 1 Satz 7 seine Weiterbeschäftigung schriftlich bean-
tragt.	

(3) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechende Anwendung, wenn eine Erwerbsminderung oder eine Berufs-
unfähigkeit durch Bescheid einer öffentlich-rechtlichen Versicherungseinrichtung oder Versorgungseinrich-
tung einer Berufsgruppe festgestellt wird, deren Mitgliedschaft bei einem angenommenen Vorliegen der per-
sönlichen Voraussetzungen die Voraussetzungen der Befreiung von der Versicherungspflicht nach §§ 6 Abs. 
1 Nr. 1 und 231 SGB VI erfüllen würde oder eine solche Befreiung erfolgt ist.“

II. 	 Die Änderung tritt zum 1. November 2018 in Kraft.	

E.	 Anlage 8 zu den AVR 
	 Aussetzen der Versicherungspflicht nach der Versorgungsordnung B

Nachdem nach einem aufsichtsrechtlichen Verbot von Neuversicherungen gegenüber der Kölner Pensions-
kasse VVaG in der KW 39/2018 auch die in der Sitzung der Bundeskommission am 14.Juni 2018 in § 8a der 
VersO B der Anlage 8 beschlossene Pflichtversicherung bei diesem Versicherungsträger nicht mehr möglich 
ist, fasst die Bundeskommission folgenden Beschluss:

I. 	 Beschränkung der Anwendung der Versorgungsordnung B

Die Bundeskommission stellt fest, dass die in der VersO B als Versicherungsträger der Zusatzrentenversiche-
rung genannten Pensionskassen Pensionskasse der Caritas VVaG und Kölner Pensionskasse VVaG zur Zeit 
gehindert sind, Zusatzversicherungen für die Mitarbeiter abzuschließen. Die Versicherungspflicht zur Zusatz-
versorgung nach der VersO B wird deshalb zeitweilig für neu zu begründende Zusatzrentenversicherungen 
ausgesetzt. Bis auf weiteres gilt die Versicherungspflicht nach VersO B nur für am 19. September 2018 schon 
bestehende Dienstverhältnisse und nur dann, wenn das Pflichtversicherungsverhältnis mit der Pensionskas-
se der Caritas VVaG oder der Kölner Pensionskasse VVaG bis zu diesem Termin bereits begründet wurde. 
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II.	 Änderung der Anlage 8 zu den AVR

VersO B der Anlage 8 zu den AVR wird um folgenden § 10 ergänzt:

„§ 10 Übergangsregelung

(1) Abweichend von § 1 besteht eine Versicherungspflicht nur, wenn das Dienst- und Ausbildungsverhältnis 
des Mitarbeiters bzw. des gemäß Buchstabe A, B und E der Anlage 7 zu den AVR zu seiner Ausbildung Be-
schäftigten vor dem 20. September 2018 begonnen wurde und die Zusatzrentenversicherung des betreffen-
den Mitarbeiters bei der Pensionskasse der Caritas VVaG (§ 2) oder der Kölner Pensionskasse VVaG (§ 8a) 
vor dem 20. September 2018 wirksam abgeschlossen war.

(2) 1Ab dem 1. Januar 2019 besteht für die Mitarbeiter und Beschäftigten im Sinne des § 1, die nicht unter 
Absatz 1 fallen, eine Versicherungspflicht ab dem Zeitpunkt, an dem die Pensionskasse der Caritas VVaG 
oder die Kölner Pensionskasse VVaG keinen rechtlichen Beschränkungen zur Begründung von Versiche-
rungsverhältnissen mehr unterliegen oder eine Änderung der VersO B dahingehend erfolgt, dass die Zu-
satzrentenversicherung auch bei einer anderen Einrichtung der betrieblichen Altersversorgung oder einem 
Versicherungsunternehmen erfolgen kann. 2Der Beitrag kann für die Mitarbeiter und Beschäftigten, deren 
Versicherungspflicht wegen des Bestandes des Dienst- oder Ausbildungsverhältnisses zu dem nach Satz 1 
bestimmten Zeitpunkt erstmalig entsteht, abweichend von § 4 Absatz 5 als Jahresbetrag erbracht und in der 
Gehaltsabrechnung des Abführungsmonats nachgewiesen werden. 3Soweit nach den Versicherungsbedin-
gungen möglich wird in diesem Fall die Zusatzrentenversicherung beginnend mit dem 1. Januar des Kalen-
derjahres des Zeitpunktes nach Satz 1, frühestens aber mit dem Beginn des Dienst- oder Ausbildungsver-
hältnisses, abgeschlossen.	

(3) Mitarbeiter und Beschäftigte im Sinne des § 1, die nicht unter Absatz 1 fallen, erhalten mit den Bezügen 
für den Monat Dezember 2018 eine einmalige Zuwendung in Höhe der Beiträge, die von dem Dienstgeber 
nach § 4 oder § 9 Abs. 2 bei Bestehen einer Versicherungspflicht und dem Abschluss einer Zusatzrentenver-
sicherung im Kalenderjahr 2018 hätten erbracht werden müssen.“

III.	 Der Beschluss tritt zum 19. September 2018 in Kraft.


